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Jens Schmidt über 

Kanalkosten für 

Häuslebauer

W enn eine Gemeinde  
eine Grundschule 
oder einen Kinder-

garten baut, dann ist das für 
die Familien eine feine Sache. 
Kurze Wege für kleine Beine, 
wie es so schön heißt. Wahr-
scheinlich steigt damit auch 
der Wohnwert im Viertel und 
der Wert des Grundstücke. Nie-
mand würde aber auf die Idee 
kommen, von den Hausbesit-
zern oder etwa von den Eltern 
Tausende Euro Baukostenzu-
schüsse zu kassieren. Für Infra-
struktur nehmen Kommunen 
Kredite auf und refi nanzieren 
diese dann aus Steuern. Rei-
chen die Gemeindeeinnahmen 
nicht, helfen Bund, Länder und 
EU mit Förderschecks. In man-
chen Fällen kommen noch ver-
brauchsabhängige Gebühren 
hinzu.

Was für Schulen, Spielplätze 
und Kitas gilt, muss auch für 
Kanäle gelten. Bau-Beiträge ge-
hören abgeschaM t. In Branden-
burg zeigen Kommunen, wie 
es geht. Auch Sachsen-Anhalt 
muss sich endlich bewegen. 
Wer den Beitragszwang ab-
schaM t, entlastet auch junge 
Familien, die sich ein Häus-
chen bauen. Seite 1

Zwangsbeiträge

müssen weg

Alois Kösters zu 

Umwelt-Ratschlä-

gen des VW-Chefs

E rst vor wenigen Tagen 
musste VW-Chef Mat-
thias Müller die Auslie-

ferung des T6-Bulli stoppen. 
Die Behörden hatten ihn wie-
der erwischt: Probleme mit den 
CO

2
-Werten. Heute im „Han-

delsblatt“ setzt er sich an die 
Spitze der Umweltbewegung 
und empfi ehlt das Ende der 
niedrigeren Dieselsteuer. Bis 
vor kurzem hatten seine Lob-
byisten noch erbittert für die 
Subvention gekämpft. Und wo-
für sollen wir die eingesparten 
Milliarden verwenden? Natür-
lich, um seinem Unternehmen 
zu helfen, die unwirtschaft-
lichen E-Autos zu verkaufen. 
Und warum will er sie verkau-
fen? Um möglichst viele sprit-
fressende Amoroc-Pickups und 
SUVs zu verkaufen. Denn so se-
hen es die EU-Regelungen vor. 
Hinter dem E-Kleeblättchen 
darf man nämlich weiter die 
Umwelt verpesten. Und Müller 
fordert jetzt auch die blaue Pla-
kette. Aber nicht nur für Autos 
mit der Abgasnorm Euro 6. Bei 
VW seien Euro-5-Autos saube-
rer als die Euro-6-Fahrzeuge 
der Konkurrenz. Müller ist der 
Prototyp des unverschämten 
Autobauers. Wirtschaft

Unverschämte

Autobauer

Steffen Honig 

über Gespräche zur

Regierungsbildung

V on Mittwoch an wird 
nicht nur über die Form 
einer neuen Bundesre-

gierung geredet. In CDU, CSU  
wie in der SPD sind die Gesprä-
che zugleich eine Machtprobe 
für die jeweiligen Parteifüh-
rungen. In der CSU dürfte die 
Demontage Horst Seehofers 
weiter ihren Lauf nehmen. 
Auch wenn dieser mitverhan-
deln darf, gibt den Ton längst 
ein anderer vor: Markus Söder.  
Der designierte Ministerpräsi-
dent hat mit der Flüchtlings-
politik schon mal festgelegt, 
worüber diskutiert werden 
müsse. In der Schwesterpar-
tei CDU denkt Jens Spahn laut 
über eine Minderheitsregie-
rung nach, vor der seiner Che-
fi n Angela Merkel graut. Bei der 
SPD wird sich zeigen, was die 
Parteitagsbeschlüsse bei Per-
sonal und Themen wert sind.

Wenn es also zu einer GroKo 
kommen sollte, wird diese ei-
nen anderen Charakter als ihre 
Vorgängerin haben: In der Uni-
onsspitze ist jederzeit ein Um-
bruch möglich und die Sozial-
demokraten werden sich eine 
möglichst breite Ausstiegstür 
freihalten. Politik

Wacklige

Führungen

 Karikatur: Martin Erl

Donald Trumps Jerusa-
lem-Entscheidung ist für 
Israels Regierungschef 
Netanjahu ein persönli-
cher Sieg. Doch im eige-
nen Land gerät er immer 
stärker unter Druck: 
Tausende fordern auf dem 
„Marsch der Schande“ in 
Tel Aviv seinen Rücktritt.

Von Sara Lemel

D ie Wut über die Jeru-
salem-Entscheidung 
von US-Präsident Do-

nald Trump hat Unruhen un-
ter Tausenden Palästinensern 
ausgelöst. Etwa doppelt so 
viele Israelis sind in Tel Aviv 
aus Zorn über Korruptions-
vorwürfe gegen ihren Regie-
rungschef Benjamin Netanja-
hu und seine Vertrauten auf 
die Straße gegangen. Mehr als 
10  000 Menschen nahmen 
nach Schätzungen der Polizei 
am Samstagabend am „Marsch 
der Schande“ durch das Stadt-
zentrum teil – das zweite Wo-
chenende in Folge. Immer 
lauter werden die Rücktritts-
forderungen, immer stärker 
der Druck auch von innen.

„Kapital, Herrschaft, Unter-
welt“, skandieren die Demons-
tranten bei ihrem Marsch über 
den Rothschild-Boulevard. Auf 
Hebräisch reimen sich die drei 
BegriM e. Einige Demonstran-
ten tragen Schweinemasken. 
Netanjahu und seiner Frau 

Sara werden Hedonismus und 
Verschwendungssucht vorge-
worfen.

Eine Demonstrantin trägt 
ein Nacktkostüm, einen Gürtel 
aus Bananen und eine Maske 
mit dem Gesicht von „Bibi“, 
Netanjahus Spitzname. „Der 
Kaiser ist nackt“, steht auf ei-
nem Schild, das sie hochhält – 
in Anlehnung an das Märchen 
von Hans Christian Andersen 
über einen prunksüchtigen 
Herrscher.

„Crime minister“, steht auf 
einem anderen Schild – etwa: 
„Verbrechensministerpräsi-
dent“. Auf der Demonstration 
sind alle Altersgruppen vertre-

ten, vom Kleinkind bis zu alten 
Menschen, die nur mühsam 
gehen können. Sie demonst-
rieren mit einem Elan, der 
an die großen Sozialproteste 
von 2011 erinnert, als monate-
lang bei Kundgebungen jeden 
Samstagabend die hohen Le-
benshaltungskosten in Israel 
angeprangert wurden. Doch 
die jüngsten Proteste sind po-
litischer.

Lange war die politische 
Linke in Israel wie gelähmt, 
versank angesichts des sto-
ckenden Friedensprozesses mit 
den Palästinensern und des 
Rechtsrucks innerhalb der Ge-
sellschaft in tiefe Resignation. 

Doch nun beginnt sich oM ener 
Widerstand zu formieren. „Ich 
habe das Gefühl, dass etwas 
passiert, dass sich erstmals seit 
Langem wieder etwas bewegt“, 
sagt einer der Demonstranten, 
der einen weißen Bart trägt. 
„Die Leute haben einfach die 
Nase voll.“

Gegen Netanjahu wird bis-
her in zwei Korruptionsfällen 
ermittelt. Er soll illegal teure 
Geschenke reicher Geschäfts-
leute angenommen haben. Au-
ßerdem wird ihm vorgeworfen, 
er habe versucht, unrechtmä-
ßig die Medienberichterstat-

tung zu beeinfl ussen. Netan-
jahu pocht auf seine Unschuld 
und weist alle Vorwürfe als 
„Hexenjagd“ auf ihn zurück. 
„Es wird nichts gefunden wer-
den, weil es nichts gibt“, lautet 
sein Mantra.

Doch auch gegen enge Ver-
traute Netanjahus wird inzwi-
schen ermittelt, unter ande-
rem in der KorruptionsaM äre 
um deutsche U-Boote. David 
Bitan, ranghohes Mitglied von 
Netanjahus Likud-Partei, ist 
ebenfalls ins Fadenkreuz der 
Ermittler gerückt. Der bullige 
Mann, von Gegnern auch „Ne-
tanjahus Rottweiler“ genannt, 
hatte in den vergangenen Mo-
naten mit Volldampf umstrit-
tene Gesetzesentwürfe vor-
angetrieben, die Netanjahus 
politisches Überleben sichern 
sollten.

Die Anti-Korruptions-
Proteste sind für Netanjahu 
eine weitere Front, neben den 
schweren Unruhen in den 
Palästinensergebieten wegen 
Trumps Anerkennung von Je-
rusalem als Hauptstadt und 
heftiger internationaler Kri-
tik. Vor einem Besuch in Paris 
am Sonntag und in Brüssel am 
Montag warf Netanjahu Europa 
„Doppelmoral“ vor. Europäi-
sche Reaktionen verurteilten 
„Trumps historische Stellung-
nahme“ zu Jerusalem, nicht 
aber RaketenangriM e aus dem 
Gazastreifen oder Hetze gegen 
Israel, sagte Netanjahu. „Ich 
bin nicht bereit, diese Heuche-
lei zu akzeptieren.“ (dpa)

Netanjahu-Gegner:  Der  Kaiser  ist  nackt
Auch in Israel machen immer mehr Menschen gegen den Ministerpräsidenten mobil

Zum zweiten „Marsch der Schande“ versammelten sich am Sonn-

abend in Tel Aviv mehr als 10  000 Israelis. Foto: AFP

„Corriere della Sera“ (Mailand) 
zur US-Außenpolitik: Es ist of-
fensichtlich, dass die wirkliche 
Antriebskraft der europäischen 
Außenpolitik in Amerika sitzt 
und Donald Trump heißt. Sind 
es nicht vielleicht die ziem-
lich fragwürdigen Initiativen 
des US-Präsidenten, die eine 
europäische Identität erwach-
sen lassen? (...) Der Populismus 
ist noch nicht bezwungen, der 
Brexit im Westen, der Nationa-
lismus in den Visegrad-Staaten 
und die Migration außer 
Kontrolle. (...) Aber Europa hat 
sich – ohne es zu merken – in 
einer weltweiten Unordnung 
zu einem Gleichgewichtsfaktor 
entwickelt.

Trumps Politik stärkt 
Europas EinC uss

A ls der Politiker mit der 
größten Wirtschafts-
kompetenz gilt Mateusz 

Morawiecki in der polnischen 
Regierung. In seiner national-
konservativen Partei PiS drän-
gen sich Ökonomieexperten 
nicht gerade auf. Wohl auch 
deshalb leitet der ehemalige 
Bankmanager in der bisheri-
gen Regierung gleich zwei Res-
sorts, das Wirtschafts- und das 
Finanzministerium. Nun soll 
er als Regierungschef der Wirt-
schaft mit politischen Refor-
men neue Wachstumsimpulse 
geben.

Als Chef der Bank BZWBK, 
die zur spanischen Santander-
Gruppe gehört, verdiente Mora-
wiecki Millionen. Nun macht 
ausgerechnet die PiS ihn zum 
Regierungschef, die sich gerne 
als Partei des kleinen Mannes 
präsentiert, den sie vor der Aus-
beutung durch ausländische 
Konzerne schützen will.

Doch anders, als man es 
von einem Ex-Banker vermu-
ten könnte, setzt Morawiecki 
nicht auf einen neoliberalen 
Kurs in der Wirtschaft. Im Ge-
genteil, er will mehr Einfl uss 
des Staates und eine „soziale 
Marktwirtschaft“ statt eines 
„Blutsaugerkapitalismus“, wie 
er der Deutschen Welle sagte.

Er hat auch in den USA stu-
diert, spricht fl ießend Englisch 
und versteht gut Deutsch. Es 
wird auch vermutet, dass die 
PiS ihn aufstellt, um das ram-
ponierte Image Polens in der 
EU aufzubessern. Der Minister 
gilt als einer der gemäßigten 
Köpfe in der nationalkonserva-
tiven Regierung. 

Mit seinem Parteivorsitzen-
den Jaroslaw Kaczynski, der 
für seine scharfen Äußerun-
gen bekannt ist, versteht er 
sich trotzdem hervorragend. 
Wie Kaczynski verehrt er Jo-
zef Pilsudski, den polnischen 
Diktator der Zwischenkriegs-
zeit. (dpa)

Finanzexperte

regiert Polen

P rivate Altersvorsorge 
ist wichtig und gut, die 
Weiterentwicklung des 

EU-Binnenmarktes ebenso. Da 
sollte man doch meinen, dass 
das Vorhaben der EU, einen 
Binnenmarkt für die priva-
te Altersvorsorge zu schaM en, 
uneingeschränkt Zustimmung 
verdient. Im Prinzip wäre das 
auch so. Nur leider ist es nicht 
zu Ende gedacht.

Der Reihe nach: In vielen 
Ländern der EU fördert der 
Staat die private Altersvorsor-
ge mit Steuervergünstigungen 
und Zulagen, in Deutschland 
etwa über die „Riester-Rente“.

Doch was passiert, wenn ein 
Arbeitnehmer ins EU-Ausland 
umzieht? Dann hat es sich 

ausgeriestert. Er 
darf seinen Ries-
ter-Vertrag nicht 
fortsetzen und 
kann lediglich in 
der neuen Hei-
mat einen neu-
en Vertrag nach 
dortigem Recht 
abschließen. Ähnliches gilt in 
anderen EU-Ländern.

Um dieses Problem zu besei-
tigen, hat die EU-Kommission 
jetzt ein Gesetz vorgelegt, das es 
insbesondere Versicherungsun-
ternehmen ermöglichen soll, 
„europaweite private Altersvor-
sorgeprodukte“ anzubieten. Im 
EU-Jargon heißen die „PEPP“, 
vom englischen „Pan-European 
Pension Product“. Danach kann 

jedes Versicherungsunterneh-
men, das in der EU ansässig 
ist, PEPPs EU-weit anbieten. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
es in alle EU-Mitgliedsländer 
mitgenommen werden kann. 

Wenn etwa ein deutscher 
Arbeitnehmer nach Italien um-
zieht, kann er in sein PEPP auch 
in Italien weiter einzahlen. Für 
die in Deutschland geleisteten 
Einzahlungen gilt deutsches 
Recht, für die in Italien geleis-
teten Einzahlungen italieni-
sches. Aber es bleibt dieselbe 
Rentenversicherung.

Das klingt zunächst gut. Der 
Arbeitnehmer muss sich nicht 
auf die Suche nach einer neuen 
Rentenversicherung machen. 
Und die Versicherer verlieren 

ihre Beitragszahler nicht. Aber 
ist es auch tatsächlich gut?

Ein Versicherungsunter-
nehmen, das PEPPs anbietet, 
muss – da in jedem Land ande-
res Recht gilt – 28 Rechtssyste-
me beachten. Und gerade das 
Steuerrecht mit seinen vielen 
verschiedenen Förderungsmög-
lichkeiten für die Altersvorsor-
ge ist extrem komplex. Da die 
Zahl der Arbeitnehmer, die ins 
Ausland gehen, überschaubar 
ist, ist es für das einzelne Ver-
sicherungsunternehmen nicht 
sonderlich interessant, über-
haupt PEPPs anzubieten.

Und wäre ein PEPP für die 
Arbeitnehmer wirklich inte-
ressant? Das hängt vor allem 
davon ab, ob die EU-Staaten den 

PEPPs diejenigen Steuerver-
günstigungen und sonstigen 
Förderungen gewähren, die für 
nationale Versicherungsverträ-
ge gelten. 

Könnte die EU das den Mit-
gliedstaaten  nicht vorschrei-
ben? Nein, denn das Steuerrecht 
fällt in deren Zuständigkeit. Die 
EU-Kommission hat immerhin 
eine – unverbindliche – „Emp-
fehlung“  an die Staaten gerich-
tet, ihre Steuersysteme PEPP-
freundlich auszurichten, damit 
PEPPs überhaupt eine Chance 
haben. Die Rückmeldungen aus 
den Ländern lassen erwarten, 
dass die Bereitschaft dazu äu-
ßerst gering ist. Und darum ist 
das ganze Vorhaben zum Schei-
tern verurteilt. Schade, oder?

Europaweite Vorsorge könnte Altersarmut begrenzen
Gastbeitrag von Lüder Gerken, Chef des Centrums für Euopäische Politik in Freiburg, zu neuen EU-Plänen

Lüder

Gerken

Der türkische Staatspräsi-

dent Recep Tayyip Erdogan 

hat Israel als „Terrorstaat“ 

bezeichnet. „Israel ist ein Be-

satzerstaat. Dieses Israel ist 

ein Terrorstaat, Terror“, sagte 

Erdogan am Sonntag. 

Israels Ministerpräsident  

Benjamin Netanjahu sieht 

derzeit eine „ernsthafte 

Anstrengung“ der USA für 

Frieden im Nahen Osten. 

„Wir sollten dem Frieden eine 

Chance geben“, sagte Netan-

jahu am Sonntag bei einem 

Besuch in Paris. „Indem 

wir Dinge zur historischen 

Wahrheit bringen, indem 

wir die Möglichkeit für neue 

Verhandlungen öS nen, für 

neue Initiativen.“ (dpa)

Erdogan nennt Israel
einen „Terrorstaat“


